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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 12. Juni 1964 

7 _ 81407 — 5495/64 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Neuregelung des Finanzausgleichs 
zwischen der Rentenversicherung 
der Arbeiter und der Rentenversicherung 
der Angestellten 

(Rentenversicherungs-Finanzausgleichsgesetz — RFG) 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 270. Sitzung am 5. Juni 1964 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Ent- 
wurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. Im 
übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwen- 
dungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zu- 
stimmung bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Drudt; Bonner Universitäts-Budidrudterei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Neuregelung des Finanzausgleichs zwischen der 
Rentenversicherung der Arbeiter und der Rentenversicherung 

der Angestellten 

(Rentenversicherungs-Finanzausgleichsgesetz — RFG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Änderung der Reichsversicherungsordnung 

Die Reichsversicherungsordnung wird wie folgt 

geändert und ergänzt: 

1. In § 1311 Abs. 1 wird Satz 3 gestrichen. 

2. § 1314 erhält folgende Fassung: 

»§ 1314 

(1) Stellt der Träger der knappschaftlichen 
Rentenversicherung die Gesamtleistung fest, so 
werden der Leistungsanteil, der nicht auf die 
knappschaftliche Rentenversicherung entfällt, und 
der Kinderzuschuß von dem Träger der Renten- 
versicherung der Arbeiter oder dem Träger der 
Rentenversicherung der Angestellten erstattet, 
der von diesen beiden Trägern zuletzt einen Bei- 
trag erhalten hat. Stellt der Träger der Renten- 
versicherung der Arbeiter oder der Rentenver- 
sicherung der Angestellten eine Gesamtleistung 
mit einem knappschaftlichen Leistungsanteil fest, 
so erstattet der Träger der knappschaftlichen Ren- 
tenversicherung den auf die knappschaftlidie 
Rentenversicherung entfallenden Leistungsanteil 
ohne Kinderzuschuß an den feststellenden Trä- 
ger der Rentenversicherung der Arbeiter oder 
der Rentenversicherung der Angestellten. 

(2) Bei der Anwendung der Begrenzungs- und 
Ruhensvorschriften gehen die Begrenzung und 
das Ruhen des knappschaftlichen Leistungsan- 
teils der Begrenzung und dem Ruhen des nicht- 
knappschaftlichen Leistungsanteils vor. 

(3) Die Waisenrente geht zu Lasten der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung, wenn eine Lei- 
stung aus diesem Versicherungszweig gewährt 
wird.'' 

3. § 1389 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Zuschuß des Bundes wird für das 

Kalenderjahr 1964 auf 4 434 181 100 Deutsche 


Mark festgesetzt. Er verändert sich in den 
folgenden Jahren entsprechend einer Ände- 
rung der allgemeinen Bemessungsgrundlage 
(§ 1255 Abs. 2). Wenn sich die Höhe des Zu- 
schusses des Bundes an die Rentenversiche- 
rung der Angestellten nach § 116 Abs. 3 des 
Angestelltenversicherungsgesetzes in einem 
Kalenderjahr ermäßigt, erhöht sich der Zu- 
schuß des Bundes an die Rentenversicherung 
der Arbeiter in diesem Jahr um denselben 
Betrag." 

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

c) Als Absatz 3 wird eingefügt: 

„(3) Unterschreitet das Vermögen der Ren- 
tenversicherung der Angestellten voraussicht- 
lich die nach § 110 Abs. 1 des Angestellten- 
versicherungsgesetzes erforderliche Rücklage 
um mehr als zwanzig vom Hundert und deckt 
das Vermögen der Rentenversicherung der 
Arbeiter die nach § 1383 Abs. 1 erforderliche 
Rücklage voraussichtlich zu einem um minde- 
stens fünfundzwanzig größeren Vomhundert- 
satz als das Vermögen der Rentenversiche- 
rung der Angestellten die nach § 110 Abs. 1 
des Angestelltenversicherungsgesetzes erfor- 
derliche Rücklage, so ist der Zuschuß des 
Bundes nach Maßgabe einer Rechtsverord- 
nung des Bundesministers für Arbeit und 
Sozialordnung und des Bundesministers der 
Finanzen insoweit zu ermäßigen, als dies bei 
einem gleichhohen Beitragssatz in der Renten- 
versicherung der Arbeiter und in der Renten- 
versicherung der Angestellten voraussichtlich 
notwendig ist, um die Rücklage in beiden 
Versicherungszweigen zum gleichen Vomhun- 
dertsatz zu erfüllen. Die Rechtsverordnung 
bedarf nicht der Zustimmung des Bundes- 
rates." 


Artikel 2 

Änderung des Angestelltenversicherungsgesetzes 

Das Angestelltenversicherungsgesetz wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 

1. In § 90 Abs. 1 wird Satz 3 gestrichen. 
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2. § 93 erhält folgende Fassung: 

.§ 93 

(1) Stellt der Träger der knappschaftlichen 
Rentenversicherung die Gesamtleistung fest, so 
werden der Leistungsanteil, der nicht auf die 
knappschaftliche Rentenversicherung entfällt, und 
der Kinderzuschuß von dem Träger der Renten- 
versicherung der Arbeiter oder dem Träger der 
Rentenversicherung der Angestellten erstattet, 
der von diesen beiden Trägern zuletzt einen Bei- 
trag erhalten hat. Stellt der Träger der Renten- 
versicherung der Arbeiter oder der Rentenver- 
sicherung der Angestellten eine Gesamtleistung 
mit einem knappschaftlichen Leistungsanteil fest, 
so erstattet der Träger der knappschaftlichen 
Rentenversicherung den auf die knappschaftliche 
Rentenversicherung entfallenden Leistungsanteil 
ohne Kinderzuschuß an den feststellenden Träger 
der Rentenversicherung der Arbeiter oder der 
Rentenversicherung der Angestellten. 

(2) Bei der Anwendung der Begrenzungs- und 
Ruhensvorschriften gehen die Begrenzung und 
das Ruhen des knappschaftlichen Leistungsanteils 
der Begrenzung und dem Ruhen des nichtknapp- 
schaftlichen Leistungsanteils vor. 

(3) Die Waisenrente geht zu Lasten der 
knappschaftlichen Rentenversicherung, wenn eine 
Leistung aus diesem Versicherungszweig gewährt 
wird." 

3. § 116 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Zuschuß des Bundes wird für das 
Kalenderjahr 1964 auf 998 086 900 Deutsche 
Mark festgesetzt. Er verändert sich in den fol- 
genden Jahren entsprechend einer Änderung 
der allgemeinen Bemessungsgrundlage (§ 32 
Abs. 2). Wenn sich die Höhe des Zuschusses 
des Bundes an die Rentenversicherung der Ar- 
beiter nach § 1389 Abs. 3 der Reichsversiche- 
rungsordnung in einem Kalenderjahr ermä- 
ßigt, erhöht sich der Zuschuß des Bundes an 
die Rentenversicherung der Angestellten in 
diesem Jahr um denselben Betrag." 

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Unterschreitet das Vermögen der Ren- 
tenversicherung der Arbeiter voraussichtlich 
die nach § 1383 Abs. 1 der Reichs versiche- 
rungsordnung erforderliche Rücklage um 
mehr als zwanzig vom Hundert und deckt das 
Vermögen der Rentenversicherung der Ange- 
stellten die nach § HO Abs. 1 erforderliche 
Rücklage voraussichtlich zu einem um min- 
destens fünfundzwanzig größeren Vomhun- 
dertsatz als das Vermögen der Rentenver- 
sicherung der Arbeiter die nach § 1383 Abs, 1 
der Reichsversicherungsordnung erforderliche 
Rücklage, so ist der Zuschuß des Bundes nach 
Maßgabe einer Rechtsverordnung des Bundes- 
ministers für Arbeit und Sozialordnung und 


des Bundesministers der Finanzen insoweit zu 
ermäßigen, als dies bei einem gleichhohen 
Beitragssatz in der Rentenversicherung der 
Angestellten und in der Rentenversicherung 
der Arbeiter voraussichtlich notwendig ist, um 
die Rücklage in beiden Versicherungszweigen 
zum gleichen Vomhundertsatz zu erfüllen. Die 
Rechtsverordnung bedarf nicht der Zustim- 
mung des Bundesrates." 


Artikel 3 

Wanderversicherungsausgleich für die Zeit bis zum 
31. Dezember 1963 

1. Die Träger der Rentenversicherung der Arbeiter 
zahlen zum 1. Oktober 1964 und zum 1. Januar 
1967 je 2265 Millionen Deutsche Mark an die 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte. 

2. Die Träger der Rentenversicherung der Arbeiter 
können die Ansprüche nach Nummer 1 auch durch 
Abtretung von Schuldbuchfordcrungen gegen den 
Bund oder durch Übereignung von Wertpapie- 
ren, in denen das Vermögen der Versicherungs- 
träger nach § 26 Abs. 1 Nr. 1, 2, 4 bis 7, 10 der 
Rcichsversicherungsordnung angelegt werden 
kann, erfüllen. Die Wertpapiere müssen minde- 
stens mit dem niedrigsten Vomhundertsatz ver- 
zinst werden, der für die in Satz 1 bezeichneten 
Schuldbuchforderungen gilt. Die Wertpapiere 
werden auf die Ansprüche nach Nummer 1 in 
Höhe des amtlichen Börsenkurses, falls ein sol- 
cher nicht notiert wird, in Höhe des im geregel- 
ten Freiverkehr festgestellten Kurses im Zeit- 
punkt der Übereignung, sonst in Höhe des Nenn- 
wertes angerechnet; werden an mehreren Bör- 
senplätzen amtliche Börsenkurse oder Freiver- 
kehrskurse festgestellt, so ist jeweils der Durch- 
schnitt dieser Kurse maßgebend. Die Übereig- 
nung der Wertpapiere ist von der Börsenumsatz- 
steuer frei. 

3. Von den Zahlungen nach Nummer 1 werden je 
680 Millionen Deutsche Mark von den Trägern 
der Rentenversicherung der Arbeiter und je 1585 
Millionen Deutsche Mark von denselben Trägern 
mit Ausnahme der Landesversicherungsanstalt 
für das Saarland gemeinsam getragen, und zwar 
jeweils nach dem Verhältnis ihrer Beitragsein- 
nahmen in den Jahren 1961 bis 1963. Abschlags- 
zahlungen nach dem 31. Dezember 1963 sind an- 
zurechnen. Das Bundesversicherungsamt verteilt 
die Aufwendungen auf die Träger der Renten- 
versicherung der Arbeiter, weist Wertpapiere, 
die von den Trägern der Rentenversicherung der 
Arbeiter angeboten werden, der Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte zu und führt die Ab- 
rechnung zwischen den Trägern der Rentenver- 
sicherung der Arbeiter untereinander und der 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 
durch. 

4. Mit den Zahlungen nach Nummer 1 und den Ab- 
schlagszahlungen, die bis zum 31. Dezember 1963 
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geleistet sind, sind die Forderungen aus dem | 
finanziellen Ausgleich der Wanderversicherung 
zwischen den Trägern der Rentenversicherung 
der Arbeiter und der Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte nach den bisherigen Vorschriften 
abgegolten. 


Artikel 4 

Änderung des Reichsknappschaftsgesetzes 

Das Reichsknappschaftsgesetz wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. In § 102 Abs. 1 wird Satz 3 gestrichen. 

2. § 104 erhält folgende Fassung: 

„§ 104 

(1) Stellt der Träger der knappschaftlichen 
Rentenversicherung die Gesamtleistung fest, so 
werden der Leistungsanteil, der nicht auf die 
knappschaftliche Rentenversicherung entfällt, und 
der Kinderzuschuß von dem T räger der Rentenver- 
sicherung der Arbeiter oder dem Träger der Ren- 
tenversicherung der Angestellten erstattet, der 
von diesen beiden Trägern zuletzt einen Beitrag 
erhalten hat. Stellt der Träger der Rentenver- 
sicherung der Arbeiter oder der Rentenversiche- 
rung der Angestellten eine Gesamtleistung mit 
einem knappschaftlichen Leistungsanteil fest, so 
erstattet der Träger der knappschaftlichen Ren- 
tenversicherung den auf die knappschaftliche 
Rentenversicherung entfallenden Leistungsanteil 
ohne Kinderzuschuß an den feststellenden Träger 


der Rentenversicherung der Arbeiter oder der 
Rentenversicherung der Angestellten. 

(2) Bei der Anwendung der Begrenzungs- und 
Ruhensvorschriften gehen die Begrenzung und 
das Ruhen des knappschaftlichen Leistungsanteils 
der Begrenzung und dem Ruhen des nichtknapp- 
schaftlichen Leistungsanteils vor. 

(3) Die Waisenrente geht zu Lasten der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung, wenn eine Lei- 
stung aus diesem Versicherungszweig gewährt 
wird." 

Artikel 5 

Änderung des Handwerkerversicherungsgesetzes 

§ 12 des Handwerker Versicherungsgesetzes wird 
gestrichen. 

Artikel 6 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 7 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1964, Artikel 3 am 1. Oktober 1964 in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

I. 

Die bisherige Durchführung des finanziellen 
Ausgleichs der Wanderversicherung 

Sind für einen Versicherten nicht nur Beiträge zur 
Rentenversicherung der Arbeiter, isondern löbenfalils 
zur Rentenversicherung der Angestellten entrichtet, 
so liegt eine „ Wanderversicherung" vor. Diesem 
Wanderversicherten werden im Versicherungsfall 
nicht etwa zwei Einzelrenten gewährt, sondern es 
wird aus allen Beiträgen eine Gesamtleistung fest- 
gestellt /und ausgezahlt, ln § 1314 RVO und in § 93 
AVG ist vorgesehen, daß zwischen den Trägern der 
Rentenversicherung der Arbeiter und der Bundes- 
versicherungsanstalt für Angesteillte ein finanzieller 
Ausgleich für die Wanderversicherung stattfindet; 
dabei sind Maßstäbe für die Errechnung des Aus- 
gleichs angegeben, Uber die beim Wanderversiche- 
rungsausgleich aufgetretenen Fragen geben im einzel- 
nen die versicherungstechnischen Bilanzen erschöp- 
fend Auskunft — Drucksache IV/640 S. 130 ff. — . 
Dort ist auch die Rechtsentwicklung dargestellt. 

Nach Absatz 7 des § 1314 RVO und des § 93 AVG 
kann der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung die Grundsätze und das Verfahren für den 
Wanderversicherungsausgleich durch Rechtsverord- 
nung regeln. In den Rentenversicherungs-Neurege- | 
lungsge setzen vom 23. Februar 1957 war ursprüng- 
lich der Erlaß der Rechtsverordnung dem Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialordnung bindend vor- 
geschrieben worden. Schon durch Gesetz vom 27. Juli 
1957 (BGBl. I S. 1105) wurde diese Verpflichtung 
wieder aufgehoben und dem Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung überlassen, ob er eine 
solche Rechtsverordnung erlassen will. Dabei ging 
der Gesetzgeber davon aus, daß die Abwicklung 
des Wanderversicherungsausgleichs am besten durch 
Vereinbarungen der Träger der Rentenversicherung 
der Arbeiter mit der Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte geregelt werden könnte. Von der Er- 
mächtigung sollte nur dann Gebrauch gemacht wer- 
den, wenn die Beteiligten selbst nicht zu einer Eini- 
gung kommen. Tatsächlich ist nur eine vorläufige 
Regelung über Abschlagszahlungen zwischen den 
Trägern der Rentenversicherung der Aiheiter und 
der Bundeisversicherungsanstalt für Angestellte zu- 
stande gekommen; die Träger der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter haben vom 1. Januar 1958 an jähr- 
lich 480 Millionen DM, vom 1. Januar 1960 (nach 
Einbeziehung der Rentenversicherung /des Saarlan- 
des) bis zum 31. Dezember 1963 jährlich 486 Millio- 
nen DM an die Bunde sversicherungsanstalt für An- 
gestellte gezahlt; diese hat vcnn 1. Januar 1958 jähr- 
lich 48 Millionen DM, vom 1. Januar 1960 jährlich 
48,6 Millionen DM an die Träger der Rentenver- 
sicherung der Arbeiter gezahlt. Inzwischen hat sich 
gezeigt, daß die Meinungsverschiedenheiten über 
die Höhe des Wanderversicherungsausgleichs so 
groß sind, daß mit einer Vereinbarung nicht mehr 


gerechnet werden kann. Der Bundesminister für Ar- 
beit und Sozialordnung beabsichtigte daraufhin, eine 
Verordnung zu erlassen (siehe die Beantwortung der 
Kleinen Anfrage am 22. Oktober 1959 — Drucksache 
1307 der 3. Wahlperiode). Bei den Vorarbeiten zu 
dieser Rechts Verordnung hat sich aber gezeigt, daß 
die gesetzliche Ermächtigung nicht ausreicht. Insbe- 
sondere ist streitig, ob nach § 1314 RVO und § 93 
AVG 

a) dem Wanderversicherungsausgleich die früheren 
Nominalentgelte oder die der Lohnentwicklung 
angepaßten Entgelte zugrunde zu legen sind; 

b) die sogenannte unechte Wanderversicherung für 
die Zeit vor dem 1. Januar 1923 berücksichtigt 
werden muß; 

c) der Bundeszuschuß zur Rentenversicherung der 
Angestellten vorweg von den Ausgleichsforde- 
rungen abigesetzt werden muß; 

d) der Ausgleich sich auf die Krankenversicherung 
der Rentner erstreckt und 

e) ider Ausgleich auch auf die Zeit von 1949 bis 1956 
erstreckt werden kann. 

Der Gesetzgeber hat inzwischen in § 13 Abs. 1 Nr. 3 
und Abs. 2 Nr. 2 HwVG mit Wirkung vom 1. Januar 
1962 die zu b) genannte Streitfrage geklärt. Bei den 
übrigen Fragen hat der Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung in den versicherungstechnischen 
Bilanzen der Rentenversicherung der Arbeiter und 
der Rentenversicherung der Angestellten vom 
28. September 1962 — Drucksache IV/640 — be- 
stimmte Lösungen für richtig gehalten. 

Bei der Größe der in Betracht kommenden Summe 
muß befürchtet werden, daß auch durch Erlaß einer 
Rechtsverordnung eine endgültige Klärung des 
Wanderversicherungsausgleichs nicht erreicht wer- 
den kann. Ein Teil der Träger der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter hat weitere Zahlungen abgelehnt. 
Eine Klage der Bundesversicherungsanstalt für An- 
gestellte gegen eine Landesversicherungsanstalt ist 
anhängig. Aus diesen Gründen ist eine gesetzliche 
Neuregelung geboten. 

11 . 

Die künftige Entwicklung der Finanzlage bei vollem 
Wanderversicherungsausgleich 

Bei den Berechnungen der Bundeszuschüsse, die an- 
läßlich der Neuregelung der Rentenversicherung an- 
gestellt worden sind und dem Bundestag 1956/57 
Vorgelegen haben, ist die künftige Entwicklung der 
Ausgaben der Rentenversicherung der Arbeiter und 
der Rentenversicherung der Angestellten zusammen 
berechnet, daraus ein gleicher Beitragssatz für beide 
abgeleitet und der gesamte Bundeszuschuß so ver- 
teilt worden, daß für jede die Einnahmen in glei- 
chem Maße ausreichen sollen, um die Ausgaben zu 
decken. Die Forderungen aus dem Wanderversiche- 
rungsausgleich konnten damals nicht angesetzt wer- 
den, weil ausreichende statistische Unterlagen nicht 
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vorhanden waren. Erst in den versicherungstechni- 
schen Bilanzen konnte das Ausmaß des Wanderver- 
sicherungsausgleichs errechnet werden. Wenn der 
Wanderversicherungsausgleich bis 1966, dem Ende 
des ersten Deckungsabschnitts, voll fortgeführt wird, 
dann würde am 31. Dezember 1966 das Vermögen 
der Rentenversicherung der Arbeiter auch unter den 
günstigsten Annahmen nur 26,3 v, H. der geforder- 
ten Rücklage betragen, während es in der Renten- 
versicherung der Angestellten unter den ungünstig- 
sten Annahmen 162 v. H. der geforderten Rücklage 
betragen würde. Bei extremen Verhältnissen könn- 
ten die genannten Vomhundertsätze bei 3,9 in der 
Rentenversicherung der Arbeiter und bei 197,9 in 
der Rentenversicherung der Angestellten liegen (vgl. 
Übersicht 7 Spalten 4 und 5 der versicherungstech- 
nischen Bilanzen). Solche Entwicklungen sind im In- 
teresse beider Rentenversicherungen zu vermeiden. 
Sie würden das Bestreben des Gesetzgebers bei der 
Neuregelung der Rentenversicherung, das finan- 
zielle Gleichgewicht in beiden Versicherungszweigen 
zu erhalten, zunichte machen. Der Gesetzentwurf 
soll dies verhüten. 

III. 

Änderung des Wanderversicherungsausgleichs 

Die bisherige Gestaltung des Wanderversicherungs- 
ausgleichs ergab sich aus Gedankengängen der Zeit, 
in der für die soziale Rentenversicherung das 
Anwartschaftsdeckungsverfahren gesetzlich vorge- 
schrieben war. Seit der Neuregelung des Jahres 1957 
ist das Anwartschaftsdeckungsverfahren ausdrück- 
lich aufgehoben. Das derzeit geltende sogenannte 
Abschnittsdeckungsverfahren stellt ein modifiziertes 
Umlageverfahren dar, das einen Deckungsabschnitt 
von zehn Jahren umfaßt und eine Vermögens- 
ansammlung nur in Höhe einer Jahresausgabe der 
Aufwendungen zu Lasten des Versicherungsträgers 
vorsieht. Dabei zahlen die Versicherten ihre Bei- 
träge nicht für sich zur Rückstellung für ihre eigene 
spätere Rente, sondern für diejenigen Rentner, die in 
der jeweiligen zehnjährigen Deckungsperiode Rente 
erhalten. Die Last aus den Wanderversicherungs- 
renten eines Deckungsabschnitts könnte man allen- 
falls auf die Gesamtheit derjenigen in dem betref- 
fenden Deckungsabschnitt vorhandenen Versicherten 
umlegen, die zu den vorhandenen Wanderversicher- 
ten-Rentnern in Beziehung zu setzen sind, also auch 
auf die Versicherten, denen der Übergang in einen 
anderen Versicherungszweig noch bevorsteht. In der 
Praxis ließe sich allerdings eine solche Lastenzuord- 
nung nicht durchführen, weil die Zahl der „latenten“ 
Wanderversicherten, d. h. der Versicherten, die spä- 
ter einmal zu dem anderen Versicherungszweig 
übergehen werden, nicht angegeben werden kann. 

Hinzu kommt folgendes: Bei einem Umlageverfahren 
hat die Wanderung der Versicherten von einem Ver- 
sicherungszweig zum anderen bei Beginn einer Ver- 
sicherung die Wirkung, daß der erste Versicherungs- 
träger einen Verlust an Beitragszahlern und an Bei- 
trägen erleidet, während er die Leistungen weiterhin 
erbringen muß. Die Wanderversicherung wirkt sich 
zuerst als Vorteil des aufnehmenden Versicherungs- 
zweiges aus. Es könnte daher auch ein Wanderver- 


sicherungsausgleich in umgekehrter Richtung (zu- 
gunsten des abgebenden Versicherungszweiges) in 
Betracht kommen. Eine solche Berechnung ließe sich 
aber mangels statistischer Unterlagen ebensowenig 
durchführen wie der im vorstehenden Absatz ange- 
deutete Ausgleich. Darüber hinaus muß bezweifelt 
werden, ob ein sinnvolles Ergebnis durch diese hin- 
und herfließenden Finanzströme erreicht werden 
würde. Der Gesetzentwurf führt aus diesen Gründen 
die bisherige Regelung des Wanderversicherungs- 
ausgleichs nicht weiter, sondern bezieht den Wan- 
derversicherungsausgleich in einen Finanzausgleich 
mittels einer veränderlichen Verteilung des Bundes- 
zuschusses ein. 

IV. 

Änderung der Verteilung des Bundeszuschusses 

Wie bereits ausgeführt, ist der Bundeszuschuß bei 
der Neuregelung der Rentenversicherung 1957 zwi- 
schen der Rentenversicherung der Arbeiter und der 
Rentenversicherung der Angestellten so verteilt 
worden, daß für jede die Einnahmen gleichermaßen 
ausreichen, um die Ausgaben zu decken. Diese Auf- 
fassung des Gesetzgebers ist im Gesetz dadurch zum 
Ausdruck gekommen, daß die Bundeszuschüsse in 
§ 1389 RVO und § 116 AVG in recht unterschied- 
licher Höhe festgesetzt wurden. Es hat sich beson- 
ders am Beispiel des Wanderversicherungsaus- 
gleichs, aber nicht nur dort gezeigt, daß auf längere 
Sicht ein starres Verhältnis der beiden Bundeszu- 
schüsse zueinander zu den oben dargelegten uner- 
wünschten Unterschieden in der Finanzlage führt. 
So könnte z. B. der jeweils ins Arbeitsleben eintre- 
tende Jahrgang in Zusammenhang mit der Umge- 
staltung der Produktionsverhältnisse und der Än- 
derung der sozialen Wertvorstellungen durch die 
Wahl bestimmter Berufe einen der beiden Versiche- 
rungszweige auf Dauer stark bevorzugen. Dann fin- 
det keine Wanderversicherung statt, aber das Ergeb- 
nis ist das gleiche, nämlich daß der eine Versiche- 
rungszweig an Beitragszahlern unverhältnismäßig 
verliert, der andere unverhältnismäßig gewinnt. Die 
Rentenausgaben des einen Versicherungszweiges 
würden weiter wachsen, aber die Beitragszahler und 
damit die Einnahmen zurückgehen. Bei dem anderen 
Versicherungszweig würden die Beitragseinnahmen 
dauernd zunehmen. Eine solche Entwicklung würde 
für die beiden großen Versicherungszweige der Ren- 
tenversicherung der Arbeiter und der Rentenver- 
sicherung der Angestellten, die etwa 95 v. H. aller 
Pflichtversicherten umfassen, nicht hingenommen 
werden können; vielmehr muß rechtzeitig mittels 
Änderung der Verteilung der Bundeszuschüsse ein- 
gegriffen werden können. Das Handwerkerversiche- 
rungsgesetz hat diesem Erfordernis bereits Rechnung 
getragen, indem es mit der Überführung der aktiven 
Handwerkerversicherten von der Rentenversiche- 
rung der Angestellten in die Rentenversicherung der 
Arbeiter auch die Rentenlast von der Angestellten- 
versicherung genommen und der Arbeiterrentenver- 
sicherung übertragen hat. Diesen vom Gesetzgeber 
gewiesenen Weg führt der vorliegende Gesetzent- 
wurf weiter, indem er die Ermächtigung erteilt, un- 
ter bestimmten Voraussetzungen die Verteilung der 
Bundeszuschüsse durch Rechtsverordnung zu ändern. 
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Dabei wird durch eine „Schwelle" eine Veränderung j 
erst bei beträchtlichen Unterschieden erlaubt und so 
Rücksicht auf die Selbständigkeit der Finanzgeba- 
rung der Versicherungsträger genommen. 

V. 

Abwicklung des bisherigen Wanderversicherungs- 
ausgleichs 

Der Wanderversicherungsausgleich wird bis zum 
31. Dezember 1963 nach den bestehenden Vorschrif- 
ten durchgeführt, wobei die Ergebnisse der versiche- 
rungstechnischcn Bilanzen zugrunde gelegt werden. 
Die Rentenversicherung der Arbeiter hat danach 
noch 4168 Millionen DM zuzüglich der Zinsen an die 
Angestelltenversicherung zu zahlen. Die volle Er- 
füllung der bis zum 31. Dezember 1963 entstandenen 
Ansprüche vermeidet einen rückwirkenden Eingriff 
in bestehende Rechtsverhältnisse. Ein Ausgleich tritt 
für die Rentenversicherung der Arbeiter durch Ein- 
beziehung des Wanderversicherungsausgleichs in 
den Bundeszuschuß ein. 


B. Besonderer Teil 

Zu den Artikeln 1 und 2 I 

Die Änderungen der Reichsversicherungsordnung 
und des Angestelltenversicherungsgesetzes sind in 
den Artikeln 1 und 2 enthalten. Sie stimmen inhalt- 
lich überein. 

In Nummer 1 werden § 1311 Abs. 1 Satz 3 RVO und 
§ 90 Abs. 1 Satz 3 AVG gestrichen. § 1311 RVO und 
§ 90 AVG erhalten durch die Änderung der Num- 
mer 2 eine andere Bedeutung. Mit der Zuständigkeit 
wird nunmehr auch über die Belastung des Ver- 
sicherungsträgers der Rentenversicherung der Arbei- 
ter und der Rentenversicherung der Angestellten 
entschieden. Diese Wirkung darf nur auf Grund 
wirksamer Beiträge eintreten. 

Nummer 2 nimmt aus § 1314 RVO (§ 93 AVG) den 
gegenseitigen finanziellen Ausgleich der Wander- 
versicherung für die Rentenversicherung der Arbei- 
ter und für die Rentenversicherung der Angestellten 
heraus (siehe dazu Allgemeiner Teil III.). Für die 
knappschaftliche Rentenversicherung wird das bis- 
herige Verfahren der Erstattung von Leistungsantei- 
len beibehalten. Dies ist deswegen erforderlich, weil 
die Zuständigkeit für die Feststellung von Leistun- 
gen aus der knapp schaftlichen Rentenversicherung 
in § 1311 RVO, in § 90 AVG und in § 102 RKG ab- 
weichend von den allgemeinen Vorschriften geregelt 
ist. Während im allgemeinen der letzte Beitrag maß- 
gebend ist, ist die knappschaftliche Rentenversiche- 
rung auch dann zuständig, wenn die Wartezeit für 
die Bergmannsrente erfüllt ist. Dies führt im Ergeb- 
nis dazu, daß die knappschaftliche Rentenversiche- 
rung häufiger für die Rentenfestsetzung zuständig 
ist, als dies nach allgemeinen Grundsätzen der Fall 
wäre. Sie trägt damit auch Renten, für die in den 
letzten Jahren vor dem Vcrsicherungsfall keine Bei- 
träge zur knappschaftlichen Rentenversicherung ent- 
richtet worden sind. 

Bei der Durchführung des Wanderversicherungsaus- 
gleichs war bisher eine Rechtsverordnung des Bun- 


desministers für Arbeit und Sozialordnung vorgese- 
hen (siehe dazu Allgemeiner Teil I.). Diese kann 
nunmehr entbehrt werden. 

Nummer 3 ändert die Regelung über den Zuschuß 
des Bundes. Zwar wird in § 1389 RVO und § 116 
AVG der Zuschuß des Bundes zuerst nach den bis- 
herigen Vorschriften festgesetzt. Die Höhe des Zu- 
schusses für die Rentenversicherung der Arbeiter 
und für die Rentenversicherung der Angestellten 
entspricht den geltenden Vorschriften, wie sie durch 
§ 12 HwVG geändert waren. Insoweit handelt es sich 
also lediglich um eine redaktionelle Änderung. 

Der neue Satz 3 des Absatzes 2 und der neue Ab- 
satz 3 bewirken aber, daß der Bundeszuschuß künftig 
in einem anderen Verhältnis zwischen den beiden 
Versicherungszweigen aufgeteilt werden kann. Eine 
solche Umverteilung des Bundeszuschusses soll je- 
doch nicht ohne Notwendigkeit geschehen. Aus die- 
sem Grunde wird vorausgesetzt, daß wenigstens ein 
Versicherungszweig die gesetzlich vorgeschriebene 
Rücklage um mehr als 20 v. H. unterschreitet, und 
weiter, daß der Unterschied im Vomhundertsatz der 
Erfüllung dieses Rücklagesolls zwischen der Renten- 
versicherung der Arbeiter und der Rentenversiche- 
rung der Angestellten mindestens 25 beträgt. Liegen 
diese Voraussetzungen vor, so ist damit zu rechnen, 
daß die finanzielle Lage eines Versicherungszweiges 
erheblich beeinträchtigt ist und dies einen Eingriff 
durch eine Rechtsverordnung rechtfertigt. 

Zu Artikel 3 

Artikel 3 regelt die Ansprüche der Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte für die Vergangenheit 
entsprechend dem bisherigen Recht und in Über- 
nahme des Ergebnisses der versicherungstechnischen 
Bilanzen. Die Forderung soll in zwei gleichhohen 
Raten beglichen werden, die zweite Rate nach 
2 V 4 Jahren. Die Aufbringung so erheblicher Beträge 
ist der Rentenversicherung der Arbeiter ohne große 
Unterschreitung ihres Rücklagesolls nur bei solcher 
Zahlungsweise möglich. Siehe im übrigen den finan- 
ziellen Teil der Begründung (C.). Abschlagszahlun- 
gen, die im Laufe des Jahres 1964 für den Wander- 
versicherungsausgleich nach bisherigem Recht gelei- 
stet worden sind, werden auf die erste Rate der Ab- 
schiußzahlung angerechnet. 

Zu Artikel 4 

Die Änderung des Reichsknappschaftsgesetzes ent- 
spricht den Änderungen in den Nummern 1 und 2 
der Artikel 1 und 2. 

Zu Artikel 5 

Mit der redaktionellen Änderung hinsichtlich der 
Höhe des Bundeszuschusses in der Nummer 3 der 
Artikel 1 und 2 wird § 12 HwVG überflüssig. 

Zu Artikel 6 

Artikel 6 enthält die Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 7 

Artikel 7 regelt den Zeitpunkt des Inkrafttretens. 
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C. Finanzieller Teil 

Die folgende Übersicht enthält die Abrechnung über den Wanderver- 
sicherungs-Finanzausgleich nach geltendem Recht zwischen der Ren- 
tenversicherung der Arbeiter und der Rentenversicherung der Ange- 
stellten für die Zeit bis Ende 1963. 

Die Zahlen 

in Zeile 1 Spalte 3, Zeile 2 Spalten 2 und 3, 

Zeile 8 Spalte 3 und Zeile 9 Spalten 2 und 3 
sind der Übersicht 24, 

in Spalte 2 Zeilen 3 bis 5 
der Übersicht 23, 

in Spalte 2 Zeilen 10 bis 12 und in Spalte 6 Zeilen 9 bis 12 
dem Absatz 289 

der „Beilage zu den versicherungstechnischen Bilanzen der Renten- 
versicherung der Arbeiter und der Rentenversicherung der Angestell- 
ten für den 1. Januar 1959" — Drucksache IV/640 — entnommen 
worden. 

Die Zahlen 

in Spalte 6 Zeilen 2 bis 5 

wurden aus den Zahlen in Spalte 2 Zeilen 2 bis 5 durch Verkleinerung 
im Verhältnis der jeweiligen Rentenausgaben der AnV im Saarland 
zu den jeweiligen Rentenausgaben der AnV im Bundesgebiet ein- 
schließlich Berlin ohne Saarland ermittelt. 

Bei der Aufzinsung auf den 31. Dezember 1963 (Spalten 4 und 7) 
wurde die Zinsannahme a in den versicherungstechnischen Bilanzen 
unterstellt, d. h. Abnahme des Zinssatzes von 5 v. H. im Jahre 1960 
um jeweils 0,1 v. H. in den folgenden 10 Jahren. 

Das Ergebnis der Abrechnung läßt sich in folgendem Satz zusammen- 
fassen: 

Die ArV schuldet der AnV per 31. Dezember 1963 
4 168,4 Millionen DM, 

wovon 2 922,0 Millionen DM auf den Zeitraum bis Ende 1959, 

1 246,4 Millionen DM auf die Jahre von 1960 bis 1963 entfallen. 

Wenn diese Schuld in zwei gleich großen Raten zum 1. Oktober 1964 
und zum 1. Januar 1967 abgetragen werden soll, so ergibt sich als 
Betrag einer Rate 

2 265 Millionen DM, 

wovon 1 585 Millionen DM auf den Zeitraum bis Ende 1959, 

680 Millionen DM auf die Jahre 1960 bis 1963 entfallen. 

An der Aufbringung des Teilbetrages von 1585 Millionen DM je Rate 
müssen sich die Träger der ArV außer der LVA für das Saarland, 
an der Aufbringung des Teilbetrages von 680 Millionen DM je Rate 
die Träger der ArV einschließlich der LVA für das Saarland beteili- 
gen. Als Aufteilungsschlüssel auf die einzelnen Träger der ArV ist 
nach dem Gemeinlastverfahren das Verhältnis ihrer Beitragseinnah- 
men zu verwenden. Dieses Verhältnis soll aus den Beitragseinnahmen 
der letzten drei Jahre 1961, 1962 und 1963 bestimmt werden. 
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Übersicht 


Abrechnung über den Wanderversicherungs-Finanzausgleich 
zwischen der Rentenversicherung der Arbeiter und der Rentenversidierung 

der Angestellten 

für die Zeit bis Ende 1963 


Bundesgebiet einschließlich Berlin 



Saarland 



ohne Saarland 




1 

2 

3 1 

^ 1 

5 1 

6 1 

7 

1. Wert der geschuldeten Zahlungen 

(Saldo an die AnV, in Millionen DM) 


Wert per 




Wert per 


Zeitraum, 

Mitte des 
Jahres, für 

Wert per 
31. De- 

Wert per 

31. De- 

Zeitraum, 
für den die 

Mitte des 
Jahres, für 

Wert per 

31. De- 

für den die Zahlungen 

das die 

Zahlungen 

das die 

geschuldet werden 

Zahlungen 

1960 

1963 

geschuldet 

Zahlungen 

1963 


geschuldet 

werden 

geschuldet 


werden 




werden 


bis 31. Dezem- 







ber 1959 


3 487 

4 020 




1960 

639 

655 

755 

1960 

7,5 

8,9 

1961 

685 


771 

1961 

8,5 

9,6 

1962 

729 


782 

1962 

8,9 

9,6 

1963 

807 


826 

1963 

9,9 

10,1 

I960 bis 1963 



3 134 



38,2 

insgesamt 



7 154 



38,2 


II. Wert der geleisteten Zahlungen 

(Saldo an die AnV, in Millionen DM) 




Wert per 




Wert per 


Zeitraum, 

für den die Zahlungen 

Mitte des 
Jahres, für 
das die 

Wert per 
31. De- 

Wert per 
31. De- 

Zeitraum, 
für den die 
Zahlungen 

Mitte des 
Jahres, für 
das die 

Wert per 

31. De- 

geleistet wurden 

Zahlungen 

1960 

1963 

geleistet 

Zahlungen 

1963 

geleistet 

wurden 

geleistet 


wurden 




wurden 


bis 31. Dezem- 







ber 1959 


953 

1 098 




1960 

432 

443 

511 

1960 

5,4 

6,4 

1961 

432 


486 

1961 

5,4 

6,1 

1962 

432 


463 

1962 

5,4 

5,8 

1963 

432 


442 

1963 

5,4 

5,5 

I960 bis 1963 



1 902 



1 23,8 

insgesamt 



3 000 



1 23,8 



UL Saldo aus I und II 






Wert per 



Wert per 




31. Dezem- 



31. Dezem- 




ber 1963 



ber 1963 

I960 bis 1963 



' 1 232 



i 14,4 

insgesamt 

1 

1 


1 4 154 



1 14,4 


Zeile 1 
2 

Zeile 3 
Zeile 4 
Zeile 5 

Zeile 6 

Zeile 7 


Zeile 8 
Zeile 9 
Zeile 10 
Zeile 11 
Zeile 12 

Zeile 13 

Zeile 14 


Zeile 15 
Zeile 16 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu Artikel 1 Nr. 3 Buchstabe c (§ 1389 RVO) 
und Artikel 2 Nr. 3 Buchstabe b (§ 1 16 AVG) 

In Absatz 3 Satz 1 sind jeweils hinter den Wor- 
ten „Bundesministers der Finanzen" die Worte 
„mit Zustimmung des Bundesrates" einzufügen. 

Satz 2 ist jeweils zu streichen. 

Begründung 

Da die Reditsverordnung der Ausführung von 
Bundesgesetzen dient, die der Zustimmung des 
Bundesrates bedürfen, ist die Zustimmung des 
Bundesrates erforderlich. 


2. Zu Artikel 1 Nr. 3 Buchstabe c (§ 1389 RVO) 

In Absatz 3 ist nach Satz 1 folgender Satz einzu- 
fügen: 

.,Der Sozialbeirat hat in dem nach § 1273 zu 
erstattenden Gutachten auch dazu Stellung zu 
nehmen, ob die Voraussetzungen für die Rechts- 
verordnung nach Satz 1 vorliegen." 

Begründung 

Der Umverteilung des Bundeszuschusses kommt 
hinsichtlich des Rücklagesolls eine besondere Be- 
deutung zu. Da sich der Sozialbeirat ohnedies 
alljährlich anläßlich seines Gutachtens über die 
Rentenanpassung zur Finanzlage der Rentenver- 
sicherung der Arbeiter und der Rentenversiche- 
rung der Angestellten äußert, ist es zweckmäßig, 
daß er gleichzeitig zur Frage der Umverteilung 
des Bundeszuschusses Stellung nimmt. 


3. Zu Artikel 2 Nr. 3 Buchstabe b (§ 1 16 AVG) 

In Absatz 3 ist nach Satz 1 folgender Satz einzu- 
fügen; 

„Der Sozialbeirat hat in dem nach § 50 zu er- 
stattenden Gutachten auch dazu Stellung zu neh- 
men, ob die Voraussetzungen für die Rechtsver- 
ordnung nach Satz 1 vorliegen." 

Begründung 

Siehe Begründung zur Empfehlung unter lfd. 
Nr. 2. 

4. Zu Artikel 3 

a) Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Die Träger der Rentenversicherung der 
Arbeiter zahlen am 31. Dezember 1964 
2670,3 Millionen Deutsche Mark an die 
Bundesversicherungsanstalt für Ange- 
stellte." 


b) Nr. 3 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Zahlung nach Nummer 1 wird von den 
Trägern der Rentenversicherung der Arbeiter 
mit Ausnahme der Landesversicherungsan- 
stalt für das Saarland nach dem Verhältnis 
ihrer Beitragseinnahmen in den Jahren 1961 
bis 1963 gemeinsam getragen." 

c) In Nr. 4 beginnt Satz 1 wie folgt: 

„Mit der Zahlung nach Nummer 1 und den 
Zahlungen, die bis . . .". 

Begründung 

Zu a) 

1. Gegen Artikel 3 des Entwurfs, der vorsieht, 
daß der in § 1314 RVO und § 93 AVG vorge- 
sehene finanzielle Ausgleich zwischen den 
Trägern der Rentenversicherung der Arbeiter 
und der Rentenversicherung der Angestellten 
in der Wanderversicherung für die Zeit bis 
zum 31. Dezember 1963 nachträglich noch in 
vollem Umfang vollzogen werden soll, be- 
stehen erhebliche Bedenken. 

1. Das Anwartschaftsdeckungsverfahren, auf 
dessen Gedankengängen der Wanderver- 
sicherungsausgleich beruht, ist bereits mit 
den Rentenversicherungs-Neuregelungsge- 
setzen auf gegeben worden. Vom 1. Januar 
1957 an ist an seine Stelle das Abschnitts- 
deckungsverfahren als modifiziertes Um- 
lageverfahren getreten. In der Begründung 
des Entwurfs wird dargelegt, aus welchen 
Gründen der Wanderversicherungsaus- 
gleich in der bisher vorgesehenen Weise 
nicht mehr aufrechterhalten werden soll. 
Es wäre hiernach folgerichtig, den Wan- 
derversicherungsausgleich bisheriger Art 
zum 31. Dezember 1956 zu beenden, zu- 
mindest aber nachträglich nicht mehr in 
vollem Umfang durchzuführen. Die volle 
Zahlung der bis zum 31. Dezember 1963 
erst in den versicherungstechnischen 
Bilanzen errechneten Ausgleichsbeträge ist 
nach Vorstehendem sachlich nicht gerecht- 
fertigt. 

2. Auch rechtliche Erwägungen gebieten nicht 
die vollen Ausgleichszahlungen. Als Ein- 
richtung der mittelbaren Staatsverwaltung 
und juristische Person des öffentlichen 
Rechts ist der Träger der Rentenversiche- 
rung der Angestellten kein Unternehmen 
mit wirtschaftlichem Selbstzweck und nicht 
wie natürliche Personen oder juristische 
Personen des Privatrechts gegenüber dem 
Staat durch Artikel 2 GG in seiner Unter- 
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nehmensfreiheit geschützt (vgl. Hamann 
„Das Grundgesetz" Anm. B 1 zu Artikel 2 
GG). 

Der Ausgleichsanspruch des § 1314 RVO, 
des § 93 AVG sollte mit dazu dienen, das 
finanzielle Gleichgewicht in beiden Ver- 
sicherungszweigen zu erhalten (vgl. Be- 
gründung des Entwurfs, A. Allgemeiner 
Teil, 11.) , und damit unmittelbaren Be- 
dürfnissen der Sozialversicherung als 
Ganzer dienen. Als solcher stellt er kein 
absolutes Eigenrecht dar, sondern ist sei- 
ner Zweckbindung entsprechend in seinem 
Bestand und seiner Höhe diesem Zweck 
unterworfen. Es ist deshalb ausreichend, 
die Erfüllung des Zwecks zu gewährleisten 
und den Rentenversicherungsträgern die- 
jenigen finanziellen Mittel zuzuteilen, die 
zur Durchführung der Aufgaben nach Ge- 
setz und Satzung erforderlich sind. 

3. Die volle Zahlung der bis 31. Dezember 
1963 errechneten Ausgleichsbeträge würde 
die Träger der Rentenversicherung der 
Arbeiter in eine schwierige finanzielle 
Lage versetzen. 

Nach den Berechnungen auf der Grundlage 
der versicherungstechnischen Bilanzen 
würde die in Artikel 3 Nr. 1 des Entwurfs 
zum 1. Oktober 1964 vorgesehene Zahlung 
von 2265 Mio DM zum Ende des 1. Dek- 
kungsabschnitts (31. Dezember 1966) eine 
Erfüllung der gesetzlich vorgeschriebenen 
Rücklage (§ 1383 RVO, § 110 AVG) in der 
Rentenversicherung der Arbeiter von 
52 V. H., höchstens jedoch von 68 v. H., in 
der Rentenversicherung der Angestellten 
aber von wenigstens 80 v. H., günstigeren- 
falls von 94,6 v. H. ermöglichen. Hieraus 
könnte sich möglicherweise bereits nach 
Inkrafttreten des Gesetzes die Notwendig- 
keit einer Umverteilung des Bundeszu- 
schusses ergeben (Artikel 2 Nr. 3 des Ent- 
wurfs). 

Die in Artikel 3 Nr. 1 des Entwurfs vorge- 
sehene weitere Zahlung von 2265 Mio DM 
am 1. Januar 1967, also zu Beginn des 
II. Deckungsabschnitts, würde das Ver- 
mögen der Rentenversicherung der Arbei- 
ter in einem Maße verhindern, daß die 
Rücklage nur noch 33,8 v. H., höchstens 
aber 51,1 v.H. erreicht. Dagegen würde 
die Rücklage der Rentenversicherung der 
Angestellten 110,8 v.H. bis 124,2 v.H. er- 
reichen. Damit würde am Beginn des 
neuen Deckung sab Schnitts für die Renten- 
versicherung der Arbeiter eine sehr un- 
günstige, für die Rentenversicherung der 
Angestellten aber eine ungleich günstigere 
Situation geschaffen. 

4. Da der Bundeszuschuß zur Rentenversiche- 
rung der Angestellten nur rd. 1000 Mio 
DM beträgt, ist es selbst bei Übertragung 
des gesamten Dundeszuschusses auf die 


Rentenversicherung der Arbeiter fraglich, 
ob das mit Artikel 2 Nr. 3 des Entwurfs 
angestrebte Ziel erreicht werden kann. 
Darüber hinaus ist es aus psychologischen 
Gründen unzweckmäßig, nur einem Ver- 
sicherungszweig den Bundeszuschuß zu ge- 
währen. 

II. Es wird davon ausgegangen, daß der Wander- 
versicherungsausgleich in der bisher vorge- 
sehenen Art zur Zeit der Geltung des Anwart- 
schaftsdeckungsverfahrens sachlich begründet 
und auf Grund des bis zum 31. Dezember 
1956 geltenden Rechts voll durchzuführen ist. 
Für die Zeit ab 1957 soll es dagegen bei den 
seit 1958 von den Trägern der Rentenver- 
sicherung der Arbeiter und der Angestellten 
geleisteten gegenseitigenAusgleichszahlungen 
bewenden, wobei von den Trägern der Ren- 
tenversicherung der Arbeiter (ohne Saarland) 
für das Kalenderjahr 1957 an die Bundesver- 
sicherungsanstalt für Angestellte noch eine 
Zahlung in Höhe von 432 Mio DM zuzüglich 
der Zinsen in Höhe von 170 Mio DM zu 
leisten ist. 

1. Der Betrag von 2670,3 Mio DM stellt die 
in den versicherungstechnischen Bilanzen 
errechnete und noch nicht gezahlte Aus- 
gleichsschuld der Träger der Rentenver- 
sicherung der Arbeiter gegenüber der Bun- 
desversicherungsanstalt für Angestellte für 
die Zeit vom 1. Juni 1949 bis 31. Dezember 

1956 in Höhe von 1200 Mio DM sowie die 
erwähnte Zahlung für das Kalenderjahr 

1957 mit ihrem Wert zum Zahlungstermin 
31. Dezember 1964 dar. Die Berechnung für 
die Erfüllung der vorgeschriebenen Rück- 
lage am Ende des I. Deckungsabschnitts 
ergibt, daß auch bei dieser Zahlungsrege- 
lung die Rücklage der Rentenversicherung 
der Arbeiter die vorgeschriebene Rücklage 
nur 48,9 V.H., bestenfalls zu 64,9 v. H. er- 
reicht, daß aber die Rücklage der Renten- 
versicherung der Angestellten mit 85,9 v. H. 
bis bestenfalls 100 v.H. an die vorge- 
schriebene Rücklage herankommt bzw. 
diese erreichen wird. 

Daraus ergibt sich, daß bei der vorge- 
schlagenen Regelung für die Rentenver- 
sicherung der Angestellten eine günstige 
Ausgangsposition für den II. Deckungsab- 
schnitt gegeben ist, die vom Vermögens- 
stand gesehen, erheblich günstiger ist als 
die der Rentenversicherung der Arbeiter. 

2. Der im Entwurf vorgesehene Wegfall des 
Wanderversicherungsausgleichs der bis- 
herigen Art dürfte im Laufe des II. Dek- 
kungsabschnitts zu einem gewissen Teil 
durch die Zunahme der Versicherten der 
Angestelltenversicherung ausgeglichen 
werden können. Im übrigen wäre eine 
Verschiebung der Finanzlage zuungun- 
sten der Rentenversicherung der Ange- 
stellten, die frühestens in der Mitte des 
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11. Deckungsabschnitts (1971) zu erwarten 
sein dürfte, durch die in Artikel 1 Nr. 3 
des Entwurfs vorgesehene Regelung aus- 
zugleichen. Dabei ist darauf hinzuweisen, 
daß der Bundeszuschuß zur Rentenver- 
sicherung der Arbeiter von ca. 4800 bis 
5000 Mio DM zu Beginn des II. Deckungs- 
abschnitts die Erreichung des mit dem Ent- 
wurf erstrebten Zieles eher gewährleistet, 
als dies im umgekehrten Falle möglich er- 
scheint (vgl. oben I. 4.). 

3. Mit der vorgesehenen Abschlußzahlung in 
Höhe von 2670,3 Mio DM und dem Wert 
der seit 1958 geleisteten Ausgleichszah- 
lungen in Höhe von 3023,8 Mio DM haben 
die Träger der Rentenversicherung der 
Arbeiter für -den Wanderversicherungsaus- 
gleich insgesamt eine Summe von 5694,1 
Mio DM aufgebracht. Diese Zahlungen er- 
scheinen im Hinblick darauf, daß der Wan- 
derversicherungsausgleich in der bisheri- 
gen Art sachlich nicht mehr gerechtfertigt 
und auch aus rechtlichen Gründen noch 
nicht durchgeführt worden ist, ausreichend. 
Daß der Träger der Rentenversicherung 


der Angestellten mit diesen Zahlungen 
eine günstige Vermögenslage erreicht, 
wurde oben unter 1. und 2. bereits darge- 
legt. Mit der Abschlußzahlung und den 
bis zum 31. Dezember 1963 geleisteten 
Ausgleichszahlungen sollen daher die ge- 
genseitigen Forderungen aus dem Wan- 
derversicherungsausgleich abgegolten sein 
(Artikel 3 Nr. 4 des Entwurfs). 

4. Es ist davon auszugehen, daß das Gesetz 
bis zum 1. Oktober 1964 noch nicht ver- 
kündet sein wird. Die Zahlung ist daher 
erst für Ende des Jahres 1964 vorzusehen. 

Zu b) und c) 

Folge der Änderung zu a). 


Die Worte „ , Artikel 3 am 1. Oktober 1964" sind 
zu streichen. 

Begründung 

Folge des Änderungsvorschlags zu Artikel 3. 


5. Zu Artikel 7 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates wie folgt Stellung: 


Zu 1. 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvor- 
schlag nicht zu. 

Nach Artikel 80 Abs. 2 des Grundgesetzes kann 
durch anderweitige bundesgesetzliche Regelung es 
ausgeschlossen werden, daß Rechtsverordnungen der 
Zustimmung des Bundesrates bedürfen. Die Zustim- 
mung des Bundesrates ist also, anders als es der 
Bundesrat begründet, nicht schlechthin erforderlich. 
Die Bundesregierung sieht daher keine Veranlas- 
sung, von ihrer Auffassung abzugehen. 


Zu 2. und 3. 

Die Bundesregierung stimmt den Änderungsvor- 
schlägen nicht zu. 

Ob die Voraussetzungen für eine Rechtsverordnung 
zur Umverteilung des Bundeszuschusses vorliegen, 
kann nur nach den versicherungstechnischen Bilan- 
zen beurteilt werden. Dagegen können für eine Be- 
urteilung dieser Frage durch den Sozialbeirat an- 
läßlich dessen Gutachtens über die Rentenanpassung 
ausreichende Zahlenunterlagen nicht vorgelegt wer- 
den. Auch erscheint es nicht angebracht, jährlich er- 
neut die Frage zu stellen, ob eine Umverteilung des 
Bundeszuschusses erforderlich ist. 


Zu 4. 

Dem Änderungsvorschlag kann nicht zugestimmt 
werden. 

Die Bundesregierung hält an ihrer Auffassung fest, 
daß die bis zum 31. Dezember 1963 entstandenen An- 
sprüche der Angestelltenversicherung in vollem Um- 
fang erfüllt werden sollen, um einen rückwirkenden 
Eingriff in Rechtsverhältnisse zu vermeiden. Die Be- 
fürchtung des Bundesrates, daß bei Zahlung der 
vollen Summe die Träger der Rentenversicherung 
der Arbeiter in eine schwierige finanzielle Lage 
versetzt würden, trifft dann nicht zu, wenn der ge- 
samte 2. Deckungsabschnitt von 1966 bis 1976 ins 
Auge gefaßt wird. Der Änderungsvorschlag des 
Bundesrates läuft darauf hinaus, daß die bisherigen 
Abschlagszahlungen (seit 1958) als endgültiger Wan- 
derversicherungsausgleich anerkannt werden. Die 
Abschlagszahlungen sind aber seinerzeit nicht er- 
rechnet, sondern 1958 unter Beachtung der verschie- 
denartigsten Erwägungen von den Trägern der Ren- 
tenversicherung der Arbeiter selbst festgesetzt wor- 
den. Sie sind für eine endgültige Festsetzung des 
Betrages nicht geeignet. 


Zu 5. 

Dem Änderungsvorschlag, der das Inkrafttreten des 
Gesetzentwurfs betrifft, wird Rechnung getragen 
werden, wenn die Verabschiedung des Gesetzent- 
wurfs sich verzögern sollte. 
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